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2. Hauptstiick: Sonderbestimmungen fir das Genehmigungsverfahren von
standortrelevanten VVorhaben, denen das besondere 6ffentliche Interesse der Republik
Osterreich bestatigt wurde

Sonderbestimmungen fur das Genehmigungsverfahren vor der Verwaltungsbehdrde

8 11. (1) Die Bestimmungen gemall Abs. 2 bis 8 sind auf alle Verfahren vor der Behtrde gemal dem
UVP-G 2000, die gemaR den Bestimmungen dieses Hauptstiickes gefiihrt werden, anzuwenden.

(2) Stellungnahmen und Beweisantrédge sind nur innerhalb der gesetzlichen und der behdrdlich
angeordneten Einwendungs- und Stellungnahmefristen zuldssig.

(3) Vorbringen der Parteien sind nur dann Gegenstand der miindlichen Verhandlung, wenn sie im
Sinne des Abs. 2 zul&ssiger Weise erstattet wurden.

_(4) Bei standortrelevanten Vorhaben, denen das besondere oOffentliche Interesse der Republik
Osterreich bestétigt wurde, hat die Behorde die Entscheidung liber den Antrag ohne unnétigen Aufschub,
spatestens zwolf Monate nach Antragstellung zu treffen.

(5) Nach Ablauf der Frist gemaR Abs. 4 ist das standortrelevante VVorhaben von der Beh6rde gemal
UVP-G 2000 mit Bescheid zu genehmigen, soweit Abs. 6 nicht anderes bestimmt.

(6) Abweichend von Abs. 5 hat die Beh6rde gemaR dem UVP-G 2000 den Antrag abzuweisen, wenn
sich im Verfahren auf unzweifelhafte Weise ergeben hat, dass das standortrelevante Vorhaben
bestimmten Genehmigungsvoraussetzungen in einem MaRe zuwiderlduft, dass diese Mangel durch
Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen oder AusgleichsmaRnahmen nicht behoben
werden konnen.

www.ris.bka.gv.at Seite 1 von 2



R | S Bundesrecht konsolidiert

(7) Die Behorde geméall dem UVP-G 2000 hat nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens den
Bescheid innerhalb von acht Wochen zu erlassen.

(8) In einer in einem Verfahren nach diesem Bundesgesetz durchgefiihrten miindlichen Verhandlung
kann der Verhandlungsleiter zum Zwecke der Einhaltung eines von ihm gemaR 8§ 43 Abs. 2 Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG), BGBI. Nr. 51/1991, festgelegten Zeitplanes
Redezeitbeschrankungen anordnen und ein Vorbringen, das nicht den jeweils festgelegten Gegenstand der
Verhandlung betrifft, als unbeachtlich untersagen.

Schlagworte
Einwendungsfrist

Zuletzt aktualisiert am
09.01.2019

Gesetzesnummer
20010534

Dokumentnummer
NOR40210849

www.ris.bka.gv.at Seite 2 von 2



	2. Hauptstück: Sonderbestimmungen für das Genehmigungsverfahren von standortrelevanten Vorhaben, denen das besondere öffentliche Interesse der Republik Österreich bestätigt wurde

